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Rundschreiben  XII-2006

Rahmenbedingungen des Sozialhilfeträgers für Vereinbarung von Pflegesätzen und dem Entgelt für Unterkunft und Verpflegung nach dem SGB XI im Jahre 2007
Grundlage für den Abschluss von Vereinbarungen für die stationären Pflegeeinrichtungen ist der Rahmenvertrag zur Sicherstellung einer wirksamen und wirtschaftlichen pflegerischen Versorgung in Einrichtungen der vollstationären Pflege gemäß § 75 Abs. 1 SGB XII. Für den Abschluss von Vereinbarungen für Pflegesätze gültig für den Zeitraum ab dem 01.01.2007 gelten für den Sozialhilfeträger folgende Maßgaben:

1. Es gelten die bekannten gemeinsam mit allen Beteiligten abgestimmten Formulare, die im Fall der Antragstellung als Grundlage für eine zügige Bearbeitung bzw. Verhandlung erforderlich sind. Die Formulare für die Kostenkalkulation entsprechen denen des Vorjahres.

2.
Grundlage der Vereinbarungen ab dem 01.01.2007 sind grundsätzlich die zurzeit vereinbarten Leistungen und Vergütungen. Für den Zeitraum 2007 kann durch den Sozialhilfeträger keine pauschale Erhöhung der Vergütungen angeboten werden. 

Die gesamtwirtschaftliche Lage speziell im Land Mecklenburg-Vorpommern und die trotz vereinzelter Einnahmezuwächse immer noch stark strukturell defizitären öffentlichen Haushalte zwingt dazu, mit einem weiter verstärkten sparsamen Verhalten zu reagieren. Dabei gilt es ebenso zu beachten, dass Kostenentwicklungen vor dem anstehenden Vereinbarungszeitraum aufgrund des Verbotes eines nachträglichen Ausgleichs prospektiv vereinbarter Pflegesätze (§§ 85 Abs. 3 Satz 1 und 84 Abs. 2 Satz 5 SGB XI) für die Bewertung grundsätzlich nicht herangezogen werden können.

Ich gehe davon aus, dass bei vielen stationären Pflegeeinrichtungen die bisher vereinbarten Pflegesätze in Abwägung der zu erwartenden unterschiedlichen Entwicklungen insgesamt auch im Vergleich der Leistungsanbieter, bei einer Fortgeltung in 2007 grundsätzlich weiterhin den Anspruch der Leistungsgerechtigkeit erfüllen. Die daher vom Sozialhilfeträger angebotene Fortgeltung der bestehenden Pflegesatzvereinbarungen soll für eine Laufzeit von mindestens einem Jahr gelten.
3.
Soweit von diesem Angebot der Fortgeltung einer bestehenden Vereinbarung kein Gebrauch gemacht wird, besteht weiterhin die Möglichkeit einer Einzelverhandlung nach dem in § 85 SGB XI beschriebenen Verfahren. Ich weise darauf hin, dass bei Einzelverhandlungen aus Sicht des Sozialhilfeträgers die zuletzt getroffene und bestehende Vereinbarung nicht automatisch einen Bestandsschutz genießt, sondern im Interesse von staatlich finanzierten angemessenen sozialen Leistungen, die Einzelverhandlungen ausschließlich unter dem Aspekt der Ermittlung einer leistungsgerechten Vergütung, insbesondere nach dem externen Vergleich, geführt werden. 
Sofern abweichend vom pauschalen Angebot zur Fortgeltung einer laufenden Vereinbarung, die Vereinbarung eines neuen Pflegesatzes gewünscht wird,  bitte ich die für eine Antragsstellung vorgesehenen Formulare, zusätzlich mit den aus Ihrer Sicht geeigneten Unterlagen für eine mit den Vorschriften des SGB XI konforme leistungsgerechte Vereinbarung, kurzfristig bei den nach § 85 SGB XI zuständigen und bekannten Kostenträgern einzureichen. Die Vorlage ausreichender vereinbarungsrelevanter Daten gewährleistet zunächst einen für die Antragstellung zeitnahen Verhandlungsbeginn. 

Ich behalte mir vor, in Abstimmung mit den weiteren zuständigen Kostenträgern, ebenfalls im Einzelfall zu Einzelverhandlungen aufzufordern.

Da die Sozialämter der Landkreise und kreisfreien Städte an den Vergütungsverhandlungen beteiligt sind, bitte ich darum, dem jeweils zuständigen Landkreis, bzw. der jeweils zuständigen kreisfreien Stadt, im Fall der Einzelbeantragung parallel einen Satz der Antragsunterlagen zu zuleiten. 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen

gez.
Jörg Rabe
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